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Kommentar der vida und AK Wien zum 
NON-PAPER: Revised interpretative guidelines concerning Regulation (EC)  
No. 1370/2007 on public passenger transport services by rail and by road 
 
Die Guidelines erwecken den Eindruck, dass die Europäische Kommission (=EK) zumindest teilweise eine 
tendenziöse Interpretation der PSO-VO anstrebt, die im Widerspruch zur Intention und zum Wortlaut 
der Verordnung steht. Im Eisenbahnwesen gibt es derzeit keinen Nachweis, dass vermehrter 
Wettbewerb im Personenverkehr zu nachhaltigen Vorteilen für die Fahrgäste, die CO2 Bilanz, die 
Entwicklung der Fahrgastzahlen und die Kosten für die SteuerzahlerInnen haben. Dennoch scheint die 
Kommission weiterhin anzunehmen, dass verstärkter Wettbewerb und europaweite wettbewerbliche 
Ausschreibungen eine Qualitätsverbesserung hinsichtlich der gesteckten Ziele erwirken. Viele der 
diesbezüglichen Vorschläge der Europäischen Kommission wurden im Zuge des Diskussionsprozesses 
um die gültige Fassung der PSO aus dem ursprünglichen Entwurf entfernt oder abgemildert. Als Beispiel 
kann die Wahlmöglichkeit zwischen wettbewerblicher Ausschreibung und Direktvergabe im 
Personeneisenbahnverkehr gelten; diese war der Kommission stets ein Dorn im Auge. Ein anderer 
Aspekt ist der eingeräumte Vorrang von eigenwirtschaftlichen Verkehr gegenüber von 
gemeinwirtschaftlichen. Nun soll durch die Guidelines der ursprüngliche Standpunkt der Kommission 
wieder in Kraft gesetzt werden. Diese Bemühungen der EK sind undemokratisch, bilden nicht die 
Wünsche der Mitgliedstaaten ab und werden daher vehement abgelehnt.  
 
2.2.3. Artikel 2 (e) und 2a Definitionen 
 
Die Guidelines unterstreichen die Notwendigkeit für die Mitgliedsstaaten, eine Vielzahl an 
Stakeholdern bei der Ausarbeitung von Strategiepapieren zum öffentlichen Verkehr konsultieren zu 
müssen. Die Liste der einzubindenden Stakeholder ist weit und offen, die Aufzählung umfasst 
Verkehrsdienstleister, die aktuell oder potenziell in der Region betroffen sind, Infrastrukturverwalter, 
Fahrgastverbände, Arbeitnehmerorganisationen (wie z.B. Gewerkschaften und Arbeiterkammern) und 
Umweltschutzorganisationen. Die Betonung der Notwendigkeit, Stakeholder zu konsultieren ist positiv 
und wird von uns ausdrücklich begrüßt. 
 
Weiters formuliert die EK hier viele Aspekte und Forderungen, die nicht dem Text der PSO-VO 
entsprechen. Für die ökologische und klimaverträgliche Mobilitätswende ist flächendeckender und 
leistbarer öffentlicher Verkehr notwendig, weshalb wir kontraproduktive Einschränkungen und 
Hürden bei Ausgestaltung und Ausbau des ÖVs ablehnen. Für die lokalen Behörden muss es hohen 
Ermessensspielraum geben, eine Vorab-Überprüfung, ob überhaupt eine PSO notwendig ist, ist wenig 
sinnvoll, da, wie in der restlichen Wirtschaft, auch beim öffentlichen Verkehr das Angebot die 
Nachfrage bestimmt.  
 
Die Behauptung der EK, wonach vor allem die Liberalisierung einen direkten positiven Einfluss auf die 
Zufriedenheit der Fahrgäste und die Anzahl der Verbindungen hätte, ist einfach falsch. So können 
beispielsweise in Österreich Schüler:innen mit ihren Schüler:innentickets bzw. Pendler:innen mit ihren 
Pendler:innenkarten gerade bei den „neuen“ Anbietern nicht mitfahren. 
 
Die Pandemie hat gezeigt, dass rein kommerziell betriebene Schienenpersonenverkehre innerhalb 
kürzester Zeit erheblich reduziert oder gänzlich eingestellt werden können. Beim Fahrplanwechsel 
2021/22 in Österreich nahmen private Anbieter ihre angekündigten Verkehre kurzfristig nicht auf, 
weshalb das im öffentlichen Eigentum stehende Bahnunternehmen im Interesse der Kund:innen 
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einspringen musste. Nur so konnten Taktknoten weiterhin bedient werden. Generell kann gesagt 
werden, dass „open access“-Verkehre und Taktfahrpläne nicht kompatibel sind. 

Die Gewährleistung der Versorgungssicherheit mit leistbarer öffentlicher Mobilität ist jedoch eine 
Kernaufgabe jedes Mitgliedstaats gegenüber seiner Bevölkerung, weshalb den Mitgliedstaaten weites 
Ermessen bei der Definition von DAWI zusteht. Dieses Ermessen wird durch die PSO-VO nicht 
eingeschränkt und auch die EK kann dieses durch unverbindliche Leitlinien nicht einschränken. Durch 
die Definition von DAWI im Verkehrssektor/Eisenbahnbereich wird dieser Sektor keineswegs der 
Anwendung der Wettbewerbsregeln entzogen; Wettbewerb kann ja in unterschiedlichen Bereichen 
stattfinden, und zwar als Wettbewerb im Markt und als Wettbewerb um den Markt.  
 
Überschießende Rücksichtnahme auf eigenwirtschaftliche Verkehre würde zum berühmten 
„Rosinenpicken“ führen: Private würden nur die lukrativen Strecken betreiben, für Öffentliche 
Betreiber blieben die unwirtschaftlicheren Linien über, was das Gesamtsystem ÖV schwächen und für 
Fahrgäste unattraktiver machen würde.  
 
2.3.2. Artikel 4(4a), (4b), (5) und (6) Personalübergang und Sozialkriterien  
 
Es ist bedauerlich, dass die Guidelines keine detaillierten Richtlinien zum Personalübergang und zu 
Sozialkriterien beinhalten: So regelt Artikel 4 u.a. die Möglichkeit des Personalüberganges bei 
Betreiberwechsel, sowie die Anwendung von sozialen und anderen Qualitätskriterien.  
 
Bei Busausschreibungen in Österreich kommen diese Regelungen kaum zur Anwendung. Neben 
erhofften Kosteneinsparungen spielt auch das befürchtete Risiko, dass die Ausschreibung mit 
vorgeschriebenen Personalübergang und Sozialkriterien leichter anfechtbar wird, eine Rolle. Um 
Rechtssicherheit zu schaffen, wäre hier eine nähere Klärung seitens der EK wünschenswert gewesen. 
Stattdessen werden nur die Möglichkeiten für die kompetente Behörde ausgezählt: (a) Die Regelung 
nicht anwenden, (b) Personalübergang vorschreiben, (c) Sozialkriterien definieren oder (d) eine 
Kombination aus (b) und (c). Weder für die Besteller noch für das betroffene Personal wird durch die 
Guidelines mehr Klarheit erwirkt.  
 
Um zu zeigen, dass soziale Belange einen hohen Stellenwert in der EU haben, fordern wir Richtlinien 
zum Personalübergang und zu Sozialkriterien: 
 
Bei Betreiberwechsel droht der Belegschaft des Altbetreibers der Verlust des Arbeitsplatzes. Dies soll 
durch analoge Anwendung von Bestimmungen der Betriebsübergangs-Richtlinie (2001/23/EG) gelöst 
werden, auch wenn kein Betriebsübergang stattfindet. Die ausgewählten Betreiber eines öffentlichen 
Dienstes müssen verpflichtet werden, die ArbeitnehmerInnen des bisherigen Betreibers dauerhaft zu 
den Arbeitsbedingungen zu übernehmen, die ihnen vom bisherigen Betreiber gewährt wurden. Um 
Lohndumping zu verhindern, müssen konkurrierende Unternehmen mit denselben 
Personalbedingungen und Personalkosten kalkulieren.  
 
Im Bereich der Sozialkriterien schlagen wir konkret folgende Punkte vor: ausreichende Verfügbarkeit 
von Sozial- und Sanitärräumen, regelmäßige Aus- und Weiterbildungen für das Personal (z.B. 
Deeskalationstrainings), Ausbildungsquoten, Förderung der längeren Berufserfahrung der 
Beschäftigten, Frauenförderpläne; Förderung älterer ArbeitnehmerInnen, Betriebliche 
Wiedereingliederungsmaßnahmen, Betriebliche Gesundheitsförderung und Präventionsprogramme, 
Förderung von Menschen mit Behinderungen, Ausbildung von Nachwuchskräften (Lehrlinge), 
Förderung der betrieblichen Mitbestimmung, um nur einige zu nennen.  
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Wir weisen weiters drauf hin, dass Mechanismen gefunden werden müssen, die jene Unternehmen 
bevorzugen, denen es gelingt, ihr Personal lange zu halten und geringe Fluktuation vorweisen. In rein 
wettbewerblichen Verfahren mit ausschließlicher Preiskomponente, wird dieses volkswirtschaftlich 
wünschenswerte Ziel zum Nachteil für die Unternehmen. Hier erwarten wir von der EK über die 
Guidelines eine klare Positionierung und Anleitung. 
 
2.4.1. Artikel 5(2) (b): Interner Betreiber 
 
Die PSO-Verordnung legt fest, dass interne Betreiber und jede Einheit, auf die der Betreiber Einfluss 
ausübt, außerhalb des eigenen Zuständigkeitsbereiches nicht an wettbewerblichen Vergabeverfahren 
teilnehmen darf. Die Guidelines versuchen diese Einschränkungen jedoch sehr weit auszudehnen, 
sodass interne Betreiber außerhalb des Zuständigkeitsbereiches der eigenen Behörde (abgesehen von 
abgehenden Linien und sonstiger Teildienste) unabhängig von der Vergabeart weder 
Personenverkehrsdienste erbringen, auch nicht als Subauftragnehmer, noch an Ausschreibungen 
teilnehmen dürfen. Dies widerspricht eindeutig dem Verordnungstext und wird unsererseits daher 
vehement abgelehnt. 
 
Nach Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe b dürfen interne Betreiber „abgehenden Linien oder sonstige 
Teildienste, die in das Zuständigkeitsgebiet benachbarter zuständiger örtlicher Behörden führen", 
betreiben. Die Guidelines erläutern dazu: „Internal operators may therefore operate services beyond 
the territory of their competent local authority to a certain extent. […] To assess whether the services 
under public service contract are compliant with this provision, the following criteria should be applied: 
whether those services connect the territory of the competent authority in question to a neighbouring 
territory, and whether they are ancillary rather than the main purpose of the public transport activities 
under public service contract.“ 
 
Eine Klärung, was überhaupt unter zulässigen Teildiensten „ancillary elements“ zu verstehen ist, wäre 
im Rahmen der Guidelines wünschenswert. Die Einschränkung in den Guidelines, dass Interne 
Betreiber Verkehrsdienste nur „zu einem gewissen Grad“ („to a certain extend“) außerhalb des 
Bereiches ihrer zuständigen Behörde betreiben dürfen, lässt sich nicht klar aus der PSO-Verordnung 
ableiten. Aus unserer Sicht gibt es dort keine Angaben, wie „groß“ abgehende Linien oder Teildienste 
sein dürfen. Bevor daher restriktiv ausgelegt werden kann, müsste klargestellt werden, aus welchen 
Bestimmungen sich so eine Limitierung ableiten würde. 
 
Eine strikte Anwendung würde dazu führen, dass durchgehende Verkehre, die innerstaatliche 
Behördengrenzen überschreiten, eingestellt werden müssten und nur mehr als Umsteigeverbindung 
mit unterschiedlichen Bestellern und Betreibern möglich wären. In Ballungsräumen mit einem hohen 
Verkehrsaufkommen zwischen Kernstadt und Umland wäre dies verkehrs- und umweltpolitisch 
kontraproduktiv. Zur Förderung der Attraktivität öffentlicher Personenverkehre muss es auch 
weiterhin eine nutzbare Möglichkeit geben, abgehende Linien im Sinne dieser Bestimmung zu 
betreiben; eine stark einschränkende Auslegung lehnen wir ab. 
 
2.4.2. Artikel 5(3): Wettbewerbliche Ausschreibung 
 
Artikel 5(3) weist auf die in den Absätzen 3a, 4, 4a, 4b, 5 und 6 vorgesehenen Fällen der Direktvergabe 
hin. Aus der Formulierung ergibt sich, dass es sich dabei nicht um Ausnahmen handelt, die 
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eingeschränkt werden können, sondern um Fälle, für die eine Direktvergabe explizit vorgesehen ist. 
Die Einleitung zu 2.4.2. ist somit unvollständig und muss ergänzt werden. 
 
2.4.3. Artikel 5(3a): Direktvergaben unter außergewöhnlichen Umständen 
 
Die in der Verordnung angeführte Liste an außergewöhnlichen Umständen ist offen, die EK will diese 
jedoch restriktiv interpretiert sehen. Der Behörde soll damit nur erlaubt werden, die möglichst 
kosteneffizienteste Vergabeart zu wählen. Die Verordnung selbst verweist ausdrücklich auf die 
Einschätzung der zuständigen Behörde, ob eine vorübergehende Direktvergabe gerechtfertigt ist. Eine 
laut EK vorzusehende restriktive Auslegung lässt sich somit aus der Verordnung selbst nicht ableiten. 
Gerade die Pandemie hat gezeigt, dass solche Fälle schneller eintreten können, als man es vorhersehen 
kann und dass sich die Notwendigkeiten nicht immer im Vorhinein erahnen lassen. 
 
2.4.4. Artikel 5 (4): Direktvergabe für kleinere Aufträge 
 
Die PSO-Verordnung ermöglicht bei Vergaben an kleine- und mittlere Unternehmen eine 
Verdoppelung der Schwellenwerte, also auf 2 000 000 Euro bzw. 600 000 km. Die Obergrenze für kleine 
oder mittlere Unternehmen liegt bei 23 Straßenfahrzeugen. 
 
Die Guidelines betonen, dass Artikel 5 (4) eine Ausnahme darstelle und daher restriktiv interpretiert 
werden soll. Er gelte nur für Busverkehre, nicht jedoch für Straßenbahnen, U-Bahnen und Züge. Auch 
der Schwellenwert von 23 Straßenfahrzeugen soll restriktiv interpretiert werden, also auf das gesamte 
Unternehmen und nicht nur den genannten Auftrag bezogen werden. 
 
Die Verordnung sieht die Möglichkeit der Direktvergabe für kleinere Aufträge unter den 
entsprechenden Voraussetzungen vor. Eine nachträgliche Einschränkung als Ausnahme, die restriktiv 
zu interpretieren sei, lehnen wir ab. 
 
Im Hinblick auf die geplante Forcierung klimafreundlicherer öffentlicher Verkehrsmittel wäre hingegen 
eine Ausweitung der Definition auch auf Schienenfahrzeuge sinnvoll – es ist nicht nachvollziehbar, 
warum für Busverkehre eine höhere km-Leistung für eine Direktvergabe nach diesem Artikel zulässig 
sein soll als bei kleinen Schienenverkehrsunternehmen (600 000 km bei kleinen Busverkehren im 
Vergleich zu 500 000 km bei Eisenbahnverkehren). Außerdem sollte das jeweilige Auftragsvolumen 
berücksichtigt werden und nicht das gesamte Unternehmen. Der Aufwand für ein europaweites 
wettbewerbliches Verfahren ist enorm und gefährdet regionale Arbeitsplätze. Beides ist für 
Gemeinden kein wünschenswerter Effekt. 
 
2.4.6 Artikel 5(4a): Direktvergabe von Eisenbahnverkehren 
Bereits bei der letzten Novellierung der PSO-Verordnung (2016/2338) wurde diese Wahlmöglichkeit in 
Hinblick auf die Direktvergabe eingeschränkt. Die aktuelle PSO-Verordnung ist seit 24.12.2017 in Kraft, 
die wichtigsten Übergangsfristen enden am 25.12.2023. Danach ist laut Artikel 5(4a) bei 
Eisenbahnverkehren eine Direktvergabe möglich, wenn: 
 

a) nach Erachten der kompetenten Behörden die Direktvergabe aufgrund der 
jeweiligen…Merkmale des Marktes und des betreffenden Netzes…gerechtfertigt ist und 

b) ein derartiger Auftrag zu einer Verbesserung der Qualität der Dienste oder der 
Kosteneffizienz oder beidem im Vergleich zu dem zuvor vergebenen öffentlichen 
Dienstleistungsauftrag führen würde. 
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Die vorliegenden Guidelines sollen offensichtlich den Weg der Erschwernis im Bereich der 
Direktvergabe weiterführen. Es erhärtet sich der Verdacht, dass die Direktvergabe nicht als 
gleichwertige Vergabeform erhalten bleiben soll, sondern Ausschreibungsverfahren klar bevorteilt 
werden sollen.  
Folgender Satz in den Guidelines spiegelt diese Haltung unserer Meinung nach wieder:  
„As an exception to the principle of competitive tendering procedure for the award of public contracts, 
this provision should be interpreted restrictively”.  
Die Direktvergabe soll über die Guidelines also als Ausnahme, die restriktiv interpretiert werden sollte, 
dargestellt werden. Das ist aber aus dem Verordnungstext nicht herauszulesen und bildet den 
damaligen politischen Einigungsprozess auch nicht ab. Die Verordnung sieht die Möglichkeit der 
Direktvergabe - unter entsprechenden Voraussetzungen - vor. Wir lehnen daher diese nachträgliche 
Einschränkung ab. 
 
So heißt es auch im Rechtsgutachten, das die beiden Rechtsanwälte und Vergabeexperten Rudolf 
Lessiak und Josef Aicher in Auftrag der AK Wien erstellt haben: „Eine Vorrangigkeit der 
wettbewerblichen Vergabe oder Nachrangigkeit der Direktvergabe ist aus der PSO nicht ableitbar. Sind 
alle Elemente des Tatbestandes der zulässigen Direktvergabe erfüllt, dann bedarf es keiner zusätzlichen 
Begründung, weshalb direkt und nicht im wettbewerblichen Verfahren vergeben werden soll. 
Unbeschadet der Gleichrangigkeit der Vergabemethoden bleibt (in beiden Fällen) die Notwendigkeit 
sachlicher Rechtfertigung der gewählten Vorgangsweise.“ 
 
Zu der Bedingung (a) – also spezielle Merkmale des Marktes und des Netzes – stellen die Guidelines 
fest, dass diese Liste der Merkmale von den kompetenten Behörden noch vergrößert werden kann, 
wenn dies sachlich gerechtfertigt ist. Diesen Spielraum für nationale Behörden halten wir für 
notwendig und zweckmäßig.  
 
Die Guidelines sehen vor, dass die kompetente Behörde „ausreichende Nachweise“ („sufficient 
evidence“) über die Erfüllung der Bedingungen erbringen muss. Die Formulierung der Bestimmung in 
der Verordnung selbst setzt jedoch lediglich voraus, dass die Direktvergabe nach Erachten der 
zuständigen Behörde („ihres Erachtens“ bzw „where it considers“) gerechtfertigt ist. Dies spricht daher 
klar dafür, (i) die Prüfpflichten der zuständigen Behörde hier nicht zu überspannen und (ii) die 
subjektive Sichtweise/das weite Ermessen der Behörde anzuerkennen - dies sollte entsprechend 
klargestellt werden. Die Einführung einer Nachweispflicht, die über die Regelung in der PSO selbst 
hinausgeht, lehnen wir dezidiert ab. 
 
Bezüglich Bedingung (b) – Qualitätsverbesserung oder Kosteneffizienz – legen die Guidelines fest, dass 
es hier zu einer „bedeutsamen“ Verbesserung gegenüber der vorherigen Vergabe kommen muss. Auch 
hier können die kompetenten Behörden die „sinnvollen“ Kriterien selbst bestimmen, allerdings wird 
weiter ausgeführt: „what is essential is not so much the number and nature of the characteristics 
invoked by the Member State but the demonstration that in the specific case at hand, direct award is 
“justified”, as point (a) of Article 5(4a) first subparagraph puts it, in that it better meets the quality and 
cost objectives which the Regulation presumes to be achieved more effectively, in principle, by 
competitive tendering.” 
 
Die Einschränkung auf „bedeutsame“ Verbesserung lässt sich nicht aus der Verordnung ableiten, sie 
ist außerdem unspezifisch und daher nicht geeignet als Entscheidungskriterium. Diese Einschränkung 
lehnen wir ab. 
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Eine Nachweispflicht, dass im konkreten Fall die Direktvergabe bessere Qualität und Kosteneffizienz 
hervorbringt als eine wettbewerbliche Vergabe, kann nicht aus der PSO-Verordnung abgeleitet werden 
– das Vergleichskriterium ist jeweils der „Altvertrag“, nicht eine hypothetische Wettbewerbsvergabe.  
 
Sie ist zudem sachlich nicht gerechtfertigt, da bisher keine evidenzbasierten Erkenntnisse darüber 
vorliegen, dass im Eisenbahnwesen wettbewerbliche Vergaben die Ziele der Union besser umsetzen 
als die Direktvergabe. Im Gegenteil. Österreich ist durch die erfolgreiche Umsetzung der Direktvergabe 
das Bahnland Nr. 1 in der EU.  
 
Diese Ausführungen in den Guidelines sind durch den Wortlaut der Verordnung und auch auf Basis von 
Sachargumenten nicht gedeckt und werden deshalb unserseits strikt abgelehnt.  
 
Dazu Lessiak & Aicher: „So wie bei wettbewerblicher Vergabe diese Vorgangsweise sachlich 
gerechtfertigt sein muss, bedarf auch die Entscheidung, Eisenbahnverkehrsdienstleistungen direkt zu 
vergeben, einer sachlichen Rechtfertigung“. 
 
2.4.8. Artikel 5(6) Eisenbahnverkehre, bei denen Direktvergabe möglich ist 
 
Auch bei Artikel 5(6) versuchen die Guidelines, die Direktvergabe als Ausnahme von der Grundregel 
einer wettbewerblichen Vergabe darzustellen. Dieser Ansatz wird unsererseits wie bisher abgelehnt. 
Laut bereits zitiertem Gutachten von Rudolf Lessiak und Josef Aicher stehen die beiden 
Grundvergabearten, die wettbewerbliche Vergabe und die Direktvergabe, gleichberechtigt 
nebeneinander, eine Vorrangstellung der wettbewerblichen Vergabe lässt sich aus der PSO-
Verordnung nicht ableiten: 
 
„Eine Vorrangigkeit der wettbewerblichen Vergabe oder Nachrangigkeit der Direktvergabe ist aus der 
PSO nicht ableitbar. Sind alle Elemente des Tatbestandes der zulässigen Direktvergabe erfüllt, dann 
bedarf es keiner zusätzlichen Begründung, weshalb direkt und nicht im wettbewerblichen Verfahren 
vergeben werden soll. Unbeschadet der Gleichrangigkeit der Vergabemethoden bleibt (in beiden Fällen) 
die Notwendigkeit sachlicher Rechtfertigung der gewählten Vorgangsweise.“ 
 
Andere Bahnsysteme – wie U-Bahnen und Straßenbahnen – sind von der Wahlmöglichkeit zur 
Direktvergabe gemäß Artikel 5 (6) ausgenommen, weshalb die Guidelines bezüglich Schnellbahnen und 
Tram-Train-Systemen eine Präzisierung vornehmen. Es soll von Fall zu Fall anhand „geeigneter 
Kriterien“ („suitable criteria“) entschieden werden, wobei als geeignete Kriterien Interoperabilität 
und/oder die Nutzung der „heavy rail“-Infrastruktur genannt werden. Trotz Nennung der Nutzung der 
„heavy rail“-Infrastruktur als Kriterium wird dies im nächsten Satz wieder eingeschränkt: „Although 
tram-train services do use heavy rail infrastructure, their special characteristics mean they should 
nonetheless be regarded as ‘other track-based modes’“ 
 
In der PSO-Verordnung schränkt das Wording („andere schienengestützte Verkehrsträger wie 
Untergrund- und Straßenbahnen“) die Ausnahmen der Direktvergabe bei Eisenbahnverkehren stark 
ein. Offenbar will die EK die Liste der Ausnahmen unzulässigerweise erweitern. Tram-Train Systeme 
werden üblicherweise von lokalen Eisenbahnunternehmen betrieben, die die Regeln für interne 
Betreiber oft nicht erfüllen. Eine Zuordnung von Tram-Train Systemen in den Bereich „other track- 
based modes“ würde somit die Wahlfreiheit in der Vergabeart stark einschränken. Tramtrains 
benutzen sowohl „heavy rail“-Infrastruktur als auch Straßenbahnabschnitte. Durch die auf den 
jeweiligen Straßenbahnbetrieb zugeschnittenen europaweit unterschiedlichen Vorschriften gibt es 
auch keine Basis für wettbewerbliche Vergaben – in diesem Bereich ist die Möglichkeit der 
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Direktvergabe nach Artikels 5(6) daher besonders wichtig. Den Ansatz der Guidelines, Tram-Train 
Systeme aus der Anwendung des Artikels 5(6) auszuschließen halten wir inhaltlich für falsch und 
lehnen wir vehement ab.  
 
Schnellbahnen sind ebenfalls Eisenbahnen und daher jedenfalls eindeutig von Artikel 5(6) erfasst. 
 
Den Versuch, Vergabearten nach technischen Kriterien zu beschränken, halten wir für nicht sinnvoll. 
Auch die neueren Teile der PSO-Verordnung selbst gehen von dieser Idee ab, in Artikel 5(4a) und (4b) 
wird beispielsweise der übergreifende Begriff „Schienenpersonenverkehrsdienste“ verwendet. Aus 
diesem Grund fordern wir, den Ausschluss von „other track- based modes“ aus Artikel 5(6) nicht 
überschießend zu interpretieren.  
 
2.4.9. Art 5 (7) Bewertung der Vergabeart 
 
Hier steht in der PSO-VO2016/2338: „Für Fälle gemäß den Absätzen 4a und 4b beinhalten diese 
Maßnahmen die Möglichkeit, eine Bewertung der von der zuständigen Behörde getroffenen und mit 
Gründen versehenen Entscheidung durch eine von dem betreffenden Mitgliedstaat benannte 
unabhängige Stelle zu verlangen. Das Ergebnis dieser Bewertung wird im Einklang mit nationalem 
Recht öffentlich zugänglich gemacht.“ 
 
Die Guidelines sehen Bahnregulierungsbehörden dafür als die beste Adresse an. Falls ein Mitgliedstaat 
eine andere unabhängige Stelle benennt, soll der Grad der Unabhängigkeit ausreichen, um die 
rechtliche und operative Unabhängigkeit von den Interessen der zuständigen Behörden und 
Eisenbahnunternehmen zu gewährleisten, und mindestens dem Grad der Unabhängigkeit der 
Eisenbahnregulierungsbehörde entsprechen. 
 
Die Bahnregulierungsbehörde soll den Wettbewerb der bestehenden Eisenbahnverkehrsunternehmen 
überwachen und dient zwischen diesen auch als Schlichtungsstelle. Wenn dieselbe Behörde dann auch 
die Art der Vergabe bewerten soll, dann können hier Interessenskonflikte entstehen. Aus unserer Sicht 
ist die Empfehlung sachlich nicht nachvollziehbar und wird daher kritisch gesehen. Positiv sehen wir 
die Betonung der Wahlmöglichkeit der Mitgliedsstaaten, auch eine andere unabhängige Stelle mit 
dieser Aufgabe zu betrauen. 
 
2.5.1 Vergabe auf Grundlage einer wettbewerblichen Ausschreibung 
 
Hier behandeln die Guidelines Überkompensation und mögliche Querfinanzierungen, wenn ein 
Eisenbahnunternehmen sowohl eigenwirtschaftliche als auch gemeinwirtschaftliche Verkehre 
durchführt. Die Problematik von Querfinanzierungen bzw. Überkompensationen kann durch 
unternehmensinterne Regelungen ausgeschalten werden. Sie stellt sich aber im Übrigen auch bei 
Ausschreibungen, da die Auftraggeber dort ähnliche Herausforderungen haben, damit nicht 
Quersubventionen zu anderen Aufträgen erfolgen. Hinzu kommt, dass die Verordnung hierzu keine 
Regelung vorsieht. Wir halten die Ausführungen daher für eine unsachgemäße Abweichung vom 
Verordnungstext.  
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